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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wiedergutmachung 
(7. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der DP 
— Drucksache 328 — 


betr. Bundesentschädigungsgesetz 


A. Bericht des Abgeordneten Frenzei 


I. 

1. Der Antrag — Drucksache 328 — wurde vom 
Bundestag am 3. Juni 1958 durch interfraktionellen 
Antrag gemäß § 99 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
ohne Beratung dem Ausschuß für Wiedergut- 
machung überwiesen. Der Antrag wurde zunächst 
auf die Tagesordnung der Ausschußsitzung vom 
23. Juni 1958 gesetzt und am 26. Mai 1959 abschlie- 
ßend beraten. 

2. In der Zwischenzeit hat sich der Ausschuß ein- 
gehend mit der Durchführung des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes beschäftigt, und zwar in seinen Sit- 
zungen vom 1. Oktober, 2. Oktober, 3. Dezember 
1958, 3. bis 6. März, 26. und 27. Mai, 23. Juni 1959. 
Außerdem hat der Ausschuß seinen Vorsitzenden 
und stellvertretenden Vorsitzenden beauftragt, mit 
den maßgebenden Stellen im Bund und in den Län- 
dern sowie mit den Vertretern der Verfolgtenorga- 
nisationen Besprechungen durchzuführen. Das ist 
wie folgt geschehen: 

a) Besprechung der beiden Vorsitzenden mit dem 
Bundesminister der Finanzen in Bonn am 13. Juni 
1958; 

b) Besprechung der beiden Vorsitzenden mit Ver- 
tretern der Verfolgtenorganisationen in Bonn 
am 4. Juli 1958; 

c) Besprechung der beiden Vorsitzenden und wei- 
terer Abgeordneter mit Vertretern des Bundes- 
ministeriums der Finanzen und dem Staatsmini- 
ster für Finanzen und Wiederaufbau des Landes 
Rheinland-Pfalz am 17. Juli 1958 in Koblenz; 


' d) Besprechung der beiden Vorsitzenden mit dem 
Staatsminister für Finanzen und Wiederaufbau 
in Mainz am 25. November 1958; 

I 

i e) Besprechung der beiden Vorsitzenden mit dem 
Bundesminister der Finanzen, dem Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes und dem Staatssekre- 
tär des Bundeskanzleramtes in Bonn am 23. April 
1959. 

3. In seinen Sitzungen vom 3. bis 6. März 1959 
hat der Ausschuß in Anwesenheit der Vertreter, 
der zuständigen Bundesministerien und der Ent- 
schädigungsreferenten der Länder Sachverständige 
sowie die Vertreter der Verfolgtenverbände gehört. 
Hierbei standen außerdem die zahlreichen Petitio- 
, nen nach Artikel 17 des Grundgesetzes zur Debatte, 
welche dem Ausschuß Vorlagen und in denen ein- 
mal Beschwerden über die Durchführung des Bun- 
desentschädigungsgesetzes und zum anderen Bitten 
I um Änderung des Gesetzes vorgetragen wurden. 

I In Abschluß jener Beratungen waren die Mitglie- 
I der des Ausschusses übereinstimmend der Meinung, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz in seiner 
' gegenwärtigen Fassung zu Härten führe und daß 
' einige dieser Härten durch Änderung des Gesetzes 
I beseitigt werden könnten. Die Mitglieder des Aus- 
schusses befürchteten jedoch, daß im gegenwärtigen 
j Zeitpunkt durch eine Novelle die termingerechte 
Abwicklung des Gesetzes gefährdet werden könnte. 
Sie haben daher mit den zuständigen Referenten 
I der Bundesministerien und der Länderregierungen 
die Möglichkeit geprüft, die Härten des Bundes- 
; entschädigungsgesetzes und gewisse Unklarheiten 
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des Gesetzes ohne Gesetzesänderung durch über- 
einstimmende Verwaltungsmaßnahmen der Ent- 
schädigungsbehörden zu beheben oder zu vermin- 
dern. Der Ausschuß stellte zu seiner Genugtuung 
fest, daß dieser Weg für einen Teil der Vorschriften 
gangbar ist, und regte an, die zuständigen Entschä- 
digungsbehörden der Länder möchten die erforder- 
lichen Maßnahmen treffen. 

4. Um den Vertretern der Länder Gelegenheit 
zur Rücksprache mit ihren Ministern zu geben, 
setzte der Ausschuß seine Beratungen zunächst aus 
und trat am 26. Mai 1959 erneut zusammen. In die- 
ser Sitzung teilten die Vertreter der Länder ihr 
grundsätzliches Einverständnis mit, eine Verwal- 
tungsvereinbarung zu schließen. Sie betonten je- 
doch, daß vor Abschluß einer derartigen Vereinba- 
rung insbesondere geklärt werden müsse, welche 
Bedeutung den Urteilen des Bundesgerichtshofes 
für die Praxis der Entschädigungsbehörden zu- 
komme. Außerdem sei klarzustellen, wie sich der 
Bundesrechnungshof bei einer Prüfung verhalten 
werde, wenn die Behörden bei ihren Entscheidun- 
gen von den Urteilen des Bundesgerichtshofes ab- 
wichen, ob der beanstandete Betrag aus der Lasten- 
verteilung zwischen Bund und Ländern ausfalle und 
daher zu Lasten der Länder ginge. 

5. Der Ausschuß hörte zu dieser Frage in seiner 
Sitzung am 27. Mai 1959 den Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes. Im Anschluß an dieses Referat 
ergab sich eine eingehende Aussprache über das 
Verhältnis zwischen den Entscheidungen der Ver- 
waltungsbehörden und der Gerichte sowie der 
Finanzkontrolle. Die Mitglieder des Ausschusses 
waren sich darin einig, daß in einem Rechtsstaat 
Entscheidungen der Gerichte von der Verwaltung 
selbstverständlich berücksichtigt werden müßten. 
Man stimmte aber darin überein, daß die Urteile in 
der überwiegenden Zahl der Fälle nur den zur Ent- 
scheidung stehenden Einzelfall beträfen. Soweit es 
sich um eine ständige Rechtsprechung in Grundsatz- 
fragen handele, müsse aber von den Verwaltungs- 
behörden trotz aller Anerkennung der höchstrichter- 
lichen Autorität gerade in den Angelegenheiten der 
Wiedergutmachung geprüft werden, ob in Anbe- 
tracht der besonderen politischen Zielsetzung der 
Wiedergutmachung die öffentliche Hand nicht Lei- 
stungen erbringen müßte, die über die rein recht- 
liche Verpflichtung hinausgingen. Es würde dann 
in der Kompetenz und der Souveränität des Rech- 
nungshofes liegen, bei sorgfältiger Abwägung der 
Interessenlage derartige Fälle nicht zu beanstanden. 
Der Rechnungshof sei schließlich unabhängig in der 
Entscheidung, diese Fälle im Rechnungsprüfungs- 
verfahren dem Parlament vorzulegen. Die letzte 
Entscheidung werde dann der Bundestag treffen. 


11 . 

Unter Berücksichtigung der Verhandlungen im 
Ausschuß haben die Länder in der Sitzung des 
Ausschusses für Wiedergutmachung am 23. Juni 
1959 im Beisein der Vertreter des Bundesministe- 
riums der Finanzen, des Bundesministeriums der 
Justiz und des Bundesministeriums des Innern eine 


I Verwaltungsvereinbarung getroffen, durch welche 
I sie sich verpflichten, bei den Entscheidungen der 
Wiedergutmachungsbehörden die nachfolgenden 
Vorschriften des Bundesentschädigungsgesetzes in 
folgender Weise einheitlich auszulegen: 

1 . § 9 

Die Bestimmung des Absatzes 5 soll nur dann 
Platz greifen, wenn für den Eintritt der Ersatz- 
ursache eine mit an Sicherheit grenzende Wahr- 
scheinlichkeit vorliegt. 

2 . § 28 

Der Anspruch auf Entschädigung für Schaden an 
Körper oder Gesundheit soll immer gegeben sein, 
wenn der Verfolgte von irgendeiner Verfolgungs- 
maßnahme betroffen worden ist und diese die ad- 
äquate Ursache für den Eintritt des Körper- oder 
Gesundheitsschadens war. Entsprechendes soll gel- 
ten, wenn der Verfolgte einer ihm drohenden Ver- 
folgung durch rechtzeitige Auswanderung entgan- 
gen ist, aber im adäquaten Zusammenhang mit der 
Auswanderung einen Gesundheitsschaden erlitten 
hat. 

3 . § 41 

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 
zwingt nicht zu einer Änderung der Vorschrift. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die verfol- 
' genden Stellen bei Einleitung ihrer Verfolgungs- 
I maßnahmen, die zu einem Schaden an Körper oder 
Gesundheit führten, immer in Kauf genommen 
haben, daß diese auch den Tod des Verfolgten zur 
Folge haben könnten. 

4. § 47 

Die Vorschrift ermöglicht auch in ihrer jetzigen 
Fassung eine vernünftige Beurteilung der Fälle 
illegalen Lebens. Der Verfolgte, der unter falschem 
Namen gelebt hat, war in der Regel auch noch 
weiteren beträchtlichen Beschränkungen unterwor- 
fen. Infolgedessen wird man im allgemeinen davon 
ausgehen können, daß ein Verfolgter, der unter 
falschem Namen gelebt hat, ein illegales Leben 
unter menschenunwürdigen Bedingungen geführt 
hat. 

5. § 75 

Das Urteil des Bundesgerichtshofes vom 15. Okto- 
ber 1958 — IV ZR 114/58 — erscheint für den dort 
behandelten Einzelfall zutreffend. Es gibt jedoch 
keine Veranlassung, daraus allgemeine Folgerun- 
gen zum Nachteil der im Ausland, insbesondere in 
Israel, lebenden Verfolgten abzuleiten. 

6 . § 141 

a) Der Stichtag des 8. Mai 1945 soll hier symbo- 
lisch für den Tag des Endes der nationalsozia- 
listischen Gewaltherrschaft auch in bezug auf 
Teilgebiete des Deutschen Reiches angewendet 
i werden. 
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b) Bei der Rückführung von einer Haftstätte außer- 
halb der Grenzen des Deutschen Reiches vom 
31. Dezember 1937 in eine Haftstätte innerhalb 
dieses Gebietes liegt keine Begründung eines 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthaltes vor; 
§ 141 greift daher auch in diesen Fällen Platz. 

7. § 171 

Die Vorschrift steht der Gewährung eines Härte- 
ausgleichs an Glaubensjuden nicht entgegen, da 
diese keine Möglichkeit haben, Ansprüche gegen- 
über dem 450-Millionen-Fonds durchzusetzen. 


111 . 

Bei weiteren Fragen des Bundesentschädigungs- 
gesetzes kam der Ausschuß zu dem nachfolgenden 
Ergebnis: 

1. Zu § 10 

Der Ausschuß nahm die Erklärungen der Vertre- 
ter der Länder mit Befriedigung zur Kenntnis, daß 
sie sich bemühen würden, Härten bei der Anrech- 
nung von Fürsorgeleistungen auf Wiedergut- 
machungsleistungen im Einzelfall durch Einwir- 
kung auf die Fürsorgebehörden zu beseitigen. 

2. Zu § 27 

Die 1. DV/BEG wird im Hinblick auf § 27 Abs. 1 
Satz 3 BEG und die Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofes mit einer neuen Einreihungstabelle 
versehen werden. 

3. Zu § 43 

Der Begriff der Veranlassung der Freiheitsent- 
ziehung in Absatz 1 Nr. 2 soll durch die höchst- 
richterliche Rechtsprechung geklärt werden. Das 
war auch die Auffassung des Arbeitskreises 1955. 
Erst wenn die anstehenden Fragen durch die Recht- 
sprechung geklärt sind, wird die Aufstellung einer 
Positivliste mit fester Datierung für die einzelnen 
Staaten möglich sein. 

4. Zu § 47 

Dem Judenstern im Sinne dieser Bestimmung 
werden schon jetzt in der Praxis ähnliche Kenn- 
zeichen gleichgeachtet. 


I gesetzt und ihn gebeten, sich für eine Erhöhung 
: der Höchstrenten nach Absatz 2 von 600 DM auf 
i 630 DM einzusetzen. 

7. Zu §§ 167, 168 

Das Bundesministerium der Finanzen wird dem 
Ausschuß über die mit der Entschädigung der 
Nationalverfolgten zusammenhängenden Fragen 
Bericht erstatten, sobald die im Einvernehmen mit 
dem Auswärtigen Amt vorgenommene Prüfung der 
Angelegenheit abgeschlossen ist. 

8 . Zu § 180 

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (Ur- 
teil vom 22. Oktober 1958) ist zutreffend. Eine 
Änderung der Vorschrift wird deshalb nicht für 
erforderlich gehalten. 

9. Zu § 183 

Der Ausschuß wird an die Landesjustizverwal- 
tungen mit der Bitte herantreten, von der Möglich- 
keit der Zulassung der Vertreter der Organisationen 
als Rechtsbeistand großzügig Gebrauch zu machen. 

10. Zu § 189 

Die Nachschiebung weiterer Ansprüche ist bei 
rechtzeitiger Geltendmachung mindestens eines 
Anspruchs nach ständiger Praxis der Länder zu- 
lässig. 

11. Das Bundesministerium des Innern hat dem 
Ausschuß mitgeteilt, es prüfe zur Zeit die Mög- 
lichkeit, die von den Verfolgten mittels eines soge- 
nannten Eingliederungsgesetzes erstrebten Vor- 
schriften in die bereits bestehenden Gesetze auf 
den einzelnen Sachgebieten einzubauen. 

12. Der Ausschuß wird prüfen, inwieweit beson- 
dere Gesetze zur Entschädigung für Opfer von 
Menschenversudien, von Sterilisation und Eutha- 
nasie zu erlassen sind. 

13. Das Bundesministerium der Finanzen hat sich 
bereit erklärt, der Bundesregierung eine Vorlage 
zu unterbreiten, wonach 'weitere Leistungen an die 
Wapniarka-Geschädigten aus Bundesmitteln er- 

' bracht werden. 


5. Zu § 68 I 

Der Ausschuß empfiehlt den zuständigen Stellen, | 
die Einfluß auf die Vergabe öffentlicher Aufträge 

haben, im Sinne dieser Vorschrift auch solche | Die Mitglieder des Ausschusses sind sich darin 
Unternehmer zu berücksichtigen, die erst nach Ab- [ daß die Auswirkungen der im Anschluß an 

Schluß der Verfolgungsmaßnahmen eine selbstän- i Verwaltungsvereinbarung sowie die weiteren 
dige Existenz gründen konnten. i Beratungen des Ausschusses getroffenen Maß- 

I nahmen abgewartet werden sollten. Vom Ergebnis 
dieser Auswirkungen wird der Ausschuß seine 

6. Zu § 83 1 'vveiteren Entscheidungen abhängig machen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses hat sich mit | 

dem Vorsitzenden des Sonderausschusses für j 2. Der Ausschuß dankt den Bediensteten der Ent- 
Wiedergutmachung des Bundesrates in Verbindung j Schädigungsbehörden für die bisher geleistete Ar- 
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beit, bedauert jedoch, daß einzelne Behörden zu 
schwach besetzt sind. Er wird die Regierungschefs 
der zuständigen Länder bitten, hier Abhilfe zu 
schaffen. 


3. Der Ausschuß beantragt, der Bundestag 
beschließen, den Antrag — Drucksache 328 
erledigt zu erklären. Die Antragsteller sind 
einverstanden. 


Bonn, den 23. Juni 1959 


Frenzel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 328 — für erledigt zu 
erklären. 


Bonn, den 23. Juni 1959 


Der Ausschuß für Wiedergutmachung 
Frenzel 

Vorsitzender und Berichterstatter 


möge 
— für 
damit 
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